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Muster eines Mietvertrages über Gewerbeflächen (Büroraum) im Bestandsgebäude
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[Einführung: 

1.

Das nachfolgende Muster stellt eine Arbeitshilfe für die Erstellung eines Mietvertrages über Gewerbeflächen (Büroraum) im Bestand dar. Optional sind Regelungen für den Fall aufgenommen worden, dass der Innenausbau der Mieträume bei Abschluss des Mietvertrages noch nicht erfolgt ist, z.B. bei einem sanierten Altbauobjekt. 

Soweit es um die Neuerrichtung einer gewerblichen Immobilie geht, stellt sich die Frage der Vermietung schon in einer sehr frühen Phase der Realisierung des Projekts. Häufig werden entsprechende Mietverträge zumindest für einen Teil der Gewerbeimmobilie bereits geschlossen, bevor die Immobilie an einen Investor, etwa einen Immobilienfonds, verkauft ist. Das Vorhandensein entsprechender – meist langfristiger – Mietverträge für eine in der Erstellung befindlichen Gewerbeimmobilie hat nicht selten maßgeblichen Einfluss auf die Entscheidung eines Investors über den Erwerb des Objekts. Die Erstellung des Mietvertrages für eine noch zu errichtende Gewerbemietfläche bedarf daher weiterer gestalterischer juristischer Feinarbeit, für die dieser Vertrag lediglich eine Ausgangsbasis sein kann. Eine Vermietung vom sog. „Reißbrett“ für noch zu errichtende Gewerbemietflächen stellt dieses Vertragsmuster daher nicht dar.
2.

Mietverträge über Gewerbeflächen werden zumeist auf eine mehrjährige Vertragsdauer fest vereinbart. In diesen Fällen stellt sich die Frage nach der Schriftform des § 550 BGB. Nach §§ 550 Satz 1, 578 Abs. 1, 126 BGB bedarf ein Mietvertrag mit einer längeren Laufzeit als ein Jahr der Schriftform, anderenfalls gilt er für unbestimmte Zeit und ist trotz der vereinbarten festen Vertragslaufzeit ordentlich kündbar.

Zur Einhaltung der Schriftform ist es erforderlich, dass die wesentlichen Bestandteile des Mietvertrages im Vertrag selbst oder in seinen Anlagen schriftlich festgehalten werden, hierzu gehören insbesondere: 
Die Mietvertragsparteien und deren Unterschriften - bei Unterschrift durch einen Vertreter muss zudem der vollständige Name und ein zweifelsfreier Vertretungsnachweis (alleinvertretungsberechtigter Vorstand, Geschäftsführer, Vollmacht etc.) vorliegen -, Lage des Mietobjekts, Miete, Mietdauer.

Die Einzelheiten werden in Rechtsprechung und Literatur seit vielen Jahren intensiv erörtert. Die Diskussion hat sich hierbei verschoben. Während über lange Zeit hin darüber gestritten wurde, wann die Einheitlichkeit der Vertragsurkunde gegeben ist (BGH NJW 1998, 58), hat der Bundesgerichtshof in jüngerer Zeit klargestellt, dass wechselseitige Bezugnahmen in den Vertragsurkunden ausreichen und eine feste Verbindung nicht erforderlich ist (vgl. u. a. BGH NJW 2007, 288). In der aktuellen 

Diskussion ging es zuletzt verstärkt um die Unterschriften unter den Mietvertrag durch die vertretungsberechtigten Personen (BGH NJW 2010, 1453) 20). 

Bei einem Verstoß gegen das Schriftformerfordernis entfällt die vereinbarte feste Vertragslaufzeit stattdessen liegt ein Mietverhältnis auf unbestimmte Zeit vor. Zudem besteht in Folge des Fehlens der Schriftform die Gefahr, dass eine automatische Wertsicherungsklausel, welche an eine Mindestbindung des Vermieters von zehn Jahren knüpft, nicht gemäß § 3 Preisklauselgesetz zulässig sind, denn der Vertrag ist ordentlich kündbar (vgl. OLG Rostock NZM 2005, 506; Kammergericht, KG-Report 1999, 143). Es ist daher ratsam, vor Abschluss eines Gewerbemietvertrages mit Festlaufzeit mit größter Sorgfalt auf die Einhaltung der Schriftform zu achten. Zudem ist jedenfalls vorsorglich auch eine sogenannte „Wohlverhaltensklausel“ zu vereinbaren, wonach sich die andere Vertragspartei verpflichtet, den Mietvertrag nicht unter Berufung auf eine fehlende Schriftform vorzeitig zu kündigen (vgl. OLG Rostock ZMR 2008, 958).
3.

Der vorgestellte Mustermietvertrag stellt einen Formularmietvertrag dar, bei welchem die Regelungen der §§ 305-310 BGB zu beachten sind. Die Regelungen der §§ 305-310 BGB gelten für die Gestaltung von rechtsgeschäftlichen Schuldverhältnissen durch Allgemeine Geschäftsbedingungen. Hierunter sind alle für eine Vielzahl von Verträgen vorformulierten Vertragsbedingungen zu verstehen, die eine Vertragspartei (Verwender) der anderen Vertragspartei bei Abschluss eines Vertrages stellt (§ 305 Abs. 1 S. 1 BGB). Soweit möglich sollten belastende vertragliche Vereinbarungen durch die Vertragsparteien im Einzelnen ausgehandelt werden, um einer gerichtlichen Inhaltskontrolle standzuhalten, denn individuelle Vertragsabreden haben Vorrang vor allgemeinen Geschäftsbedingungen (§ 305 b BGB)] 

Mietvertrag

über Gewerbeflächen

[BÜRORAUM]

Rechnungsnummer:[…]

Optional: Umsatzsteueridentifikationsnummer des Vermieters […]

Zwischen

[…]

vertreten durch […]

· nachstehend Vermieter genannt -

und

[…]

vertreten durch […]

· nachstehend Mieter genannt - 

wird der nachfolgende Mietvertrag – vorbehaltlich etwaiger erforderlicher behördlicher Genehmigungen - mit folgenden Regelungsinhalten geschlossen:

[Anmerkung:

1.
Rechnung- oder Umsatzsteueridentifikationsnummer 

Jeder Unternehmer ist nach § 14 Abs. 2 UStG verpflichtet, eine Rechnung auszustellen, wenn er Umsätze an einen anderen Unternehmer für dessen Unternehmen oder an eine juristische Person ausführt. § 14 Abs. 4 Satz 1 Nrn. 1-9 UStG ist zu entnehmen, welche Angaben eine Rechnung enthalten muss. Nach den umsatzsteuerrechtlichen Vorschriften wird der Mietvertrag als Rechnung angesehen. Im Fall der steuerpflichtigen Vermietung von Gewerberäumen muss der Mietvertrag daher u. a. das Nettoentgelt, den Steuersatz und den Steuerbetrag ausweisen. Ist in dem zugrunde liegenden Vertrag keine Steuernummer bzw. Umsatzsteuer-Identifikationsnummer aufgeführt, ist der Abzug der Vorsteuer bis zur Ausstellung einer nachträglichen Rechnung nicht möglich. Dem Mieter steht bis zur nachträglichen Ausstellung einer Rechnung im Sinne des Umsatzsteuergesetzes ein Zurückbehaltungsrecht zu. Dabei ist streitig, ob sich das Zurückbehaltungsrecht in Höhe der gesamten Miete besteht [so z.B. OLG München ZMR 1996, 487] oder nur in Höhe der anteiligen Umsatzsteuer [OLG Düsseldorf, Urt. v. 09.03.2006 – 10 U 130/05]. Der Mietvertrag muss ebenso wie die sonstigen Leistungsabrechnungen aus dem Mietverhältnis (z.B. Betriebskostenabrechnung) mindestens zehn Jahre nach Ausstellung aufbewahrt werden (vgl. § 14 b Abs. 1 UStG).
2.
Vertragsparteien

Vermieter und Mieter können sowohl natürliche als auch juristische Personen des privaten und öffentlichen Rechts sein. Ebenso können Personengesellschaften Vertragspartner des Mietvertrages sein. Es empfiehlt sich, insbesondere zur Einhaltung der Schriftform, bereits im Kopf des Mietvertrages – soweit es sich nicht um natürliche Einzelpersonen handelt – bei juristischen Personen und Personengesellschaften, diese entsprechend ihrer Eintragung im Handelsregister nebst der entsprechenden Vertretungsverhältnisse korrekt zu benennen. Ferner sollte bereits im Kopf des Mietvertrages durch einen Vertretungszusatz erkennbar sein, welche natürliche Person den Mietvertrag unterzeichnet. Unklare oder unrichtige Bezeichnungen der Vertragsparteien oder der Vertretungsverhältnisse führen zu einem Verstoß gegen das Schriftformerfordernis des § 550 BGB, mit der Folge der ordentlichen Kündbarkeit des Mietverhältnisses (NJW 2010, 1453; OLG Hamm, Urteil vom 16.02.2011 - 30 U 53/10).

3.
Vorbehalt behördlicher Genehmigungen

Mietverträge mit einer Laufzeit von mehr als einem Jahr sind im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet (§§ 136 ff. BauGB) von der Gemeinde schriftlich zu genehmigen (§ 144 Abs. 1 Nr. 2 BauGB). Ein solcher Mietvertrag ist ohne diese Genehmigung schwebend unwirksam (BGH NJW-RR 1992,13).]
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§ 1 Mietgegenstand

1.1. Das Grundstück […] ist bebaut mit einem Gebäude mit 

· Büroflächen 

Optional:

· Einzelhandelsflächen

· und Gastronomieflächen 

(nachfolgend „Mietgrundstück“ genannt). 

Der Vermieter vermietet an den Mieter die in dem anliegenden Geschoss- und Lageplan [Anlage …] rot umrandete Fläche in einer Größe von ca. […] zur gewerblichen Nutzung für den unter 2.1. angegebenen Nutzungszweck (im Folgenden: “Mietgegenstand“). Sämtliche Flächenangaben sind nicht als zugesicherte Eigenschaften anzusehen.

Optional:


Daneben gehören zum Mietgegenstand […] PKW-Stellplätze im [Außenbe-
reich/Tiefgarage] wie sie in der Anlage […] rot gekennzeichnet sind sowie Lagerflächen von ca. […] im Untergeschoss, die in der Anlage […] ebenfalls rot gekennzeichnet sind.

Optional:

1.1.1. Flächendefinition:

Die Berechnung der Flächen erfolgte gemäß der Richtlinie zur Berechnung der Mietflächen für gewerblichen Raum (MF-G) der „gif“, Gesellschaft für Immobilienwirtschaftliche Forschung e.V. (Stand: 01.11.2004), die in der Anlage […] enthalten ist. Sämtliche Flächenangaben sind nicht als zugesicherte Eigenschaften anzusehen. Flächen unter nicht tragenden Wänden zählen zur Mietfläche. 

a. Exklusiv genutzte Mietfläche:



ca. […] m²


davon: 
ca. […] m² Bürofläche im […]. OG




ca. […] m² Bürofläche im […]  OG


Optional: 
ca. […] m² Lagerfläche



ca. […] m²




   […] Pkw-Stellplätze

Gesamtfläche dieser Mietfläche
ca. […] m²
b. Anteilige Zurechnung der gemeinschaftlichen Flächen
ca. […] m²


Vermietete Fläche insgesamt:




ca. […] m²
1.1.2. Aufteilungsschlüssel:

Der Aufteilungsschlüssel für die anteilige Zurechnung der gemeinschaftlich von mehreren Mietern genutzten Flächen des Gebäudes erfolgt im Verhält-nis der exklusiv genutzten Mietfläche 1.1.1.a. zur Gesamtbüromietfläche des Mietgrundstücks.

[Anmerkung: Eine Definition der Mietfläche im Mietrecht fehlt. Mittlerweile haben sich verschiedene Berechnungsmethoden zur Ermittlung der Flächen etabliert. Mit der Berechnungsmethode wird bestimmt, an welcher Stelle und wie die Flächen gemessen werden, welche Flächen voll, anteilig oder nicht zu berücksichtigen sind. Vorzugsweise sollte daher die zugrunde gelegte Berechnungsmethode bereits im Vertrag präzise festgelegt werden. Bei der Ermittlung von Gewerbemietflächen werden überwiegend die DIN 277 Teil 1 (Grundflächen und Rauminhalte von Bauwerken im Hochbau, Stand: Februar 2005) oder die „Richtlinie zur Berechnung der Mietfläche für gewerblichen Raum (Stand: 01.11.2004)“ der Gesellschaft für Immobilienwirtschaftliche Forschung e.V.“ angewandt. Es ist jedoch auch möglich, andere Berechnungsmethoden im Vertrag zugrunde zulegen.]

Alternative:

Die Vertragsparteien haben den Mietgegenstand gemeinsam am […] besichtigt. Dem Mieter ist Gelegenheit zur Vornahme von Flächenberechnungen anhand von Bauplänen gegeben worden. Die Vertragsparteien bestimmen übereinstimmend, dass die Mietfläche fest […] m² beträgt und zwar unabhängig von der Berechnungsmethode und der tatsächlichen Größe. Die vorbenannte Größe der Mietfläche akzeptiert der Mieter unwiderruflich als Basis für die Berechnung des Miete, ebenfalls unabhängig von der Berechnungsmethode und der tatsächlichen Größe. 

[Anmerkung: Es steht den Vertragsparteien frei, zur Bestimmung des Mietgegenstandes eine feste Quadratmeterzahl zugrunde zu legen, und zwar unabhängig von der tatsächlichen Flächengröße und jedweder Berechnungsmethode. Voraussetzung ist allerdings, dass dem Mieter Gelegenheit gegeben wurde, sich einen eigenen Eindruck von der tatsächlichen Fläche zu verschaffen, anderenfalls würde diese Klausel den Mieter unangemessen nach § 307 Abs. 2 BGB benachteiligen.] 

1.2. Sollten sich bei nachträglicher Vermessung Abweichungen bis zu +/- […] Prozent der in Ziffer 1.1 angegebenen Fläche ergeben, so ist keine der Parteien deswegen berechtigt, eine Änderung des Mietpreises oder des Abrechnungsschlüssels zu fordern. 

[Anmerkung: Eine Flächenabweichung von 10 % oder mehr ist nach Auffassung des Bundesgerichtshofes als zur Minderung berechtigender Mangel anzusehen, ohne dass es der Darlegung dadurch auftretender Beeinträchtigungen des Gebrauchs bedarf (BGH XII ZR 254/01, GE 2005, 861). In der genannten Entscheidung hat der Bundesgerichtshof jedoch klargestellt, dass die Parteien des Mietvertrages rechtlich nicht gehindert sind, durch eine verbindliche Vereinbarung der Mietfläche die wahre Größe der Fläche in zulässiger Weise dem Streit zu entziehen. Nach einer Entscheidung des Kammergerichts können im Gewerberaummietrecht Minderungsansprüche wegen eines Flächenmangels durch Formularvereinbarung der Parteien vollständig ausgeschlossen werden (KG Berlin, GE 2005, 1190)]. 

Optional: 

1.3. Der Mietgegenstand ist bis auf den Innenausbau des Mietgegenstandes bereits fertig gestellt. Der Vermieter wird den Innenausbau für den Mietgegenstand nach Maßgabe des Plans für die Raumaufteilung [Anlage …], sowie der Bau- und Ausbaubeschreibung [Anlage …] ausführen. Die in der Bau- und Ausbaubeschreibung enthaltenen Angaben sind keine zugesicherten Eigenschaften des Mietgegenstandes, sondern dienen lediglich der Beschreibung der Herstellungsverpflichtung. 

[Anmerkung: Handelt es sich um ein Mietobjekt, in welchem der Innenausbau des Mietgegenstandes erst in Abstimmung mit dem Mieter fertig gestellt werden soll, insbesondere bei einem sanierten Altbau, bietet es sich an, die in der Option nachbenannten Formulierungen mit in den Vertrag aufzunehmen. Liegen besondere Belange des Denkmalsschutzes vor, sollten diese in den Mietvertrag mit aufgenommen werden, insbesondere etwaige Zustimmungserfordernisse der Denkmalbehörde].

1.4. Da der Mietgegenstand bezüglich des Innenausbaus noch zu errichten bzw. noch zu sanieren ist, können sich noch Änderungen der Pläne und der Baubeschreibung ergeben. Der Mieter ist verpflichtet, diesen zuzustimmen, sofern sich durch die Änderungen eine nur unwesentliche Beeinträchtigung der von ihm beabsichtigten Nutzung ergibt und die Ausstattung gleichwertig bleibt.

1.5. Die Ausstattung des Mietgegenstandes ist unter Einbeziehung der Angaben in Anlage […] bis […] abschließend dargestellt. Ansprüche des Mieters auf weitere Ausstattungen der Mietflächen bestehen nicht.

1.6. Der Mietgegenstand entspricht bei seiner Errichtung den erforderlichen bautechnischen Anforderungen. Dem Mieter ist bekannt, dass es sich um einen Altbau handelt. Der Mieter hat keinen Anspruch darauf, dass der Mietgegenstand nach seiner Errichtung strengeren oder verbesserten bautechnischen Anforderungen zu genügen hat. Dies gilt insbesondere für den Schall- und Wärmeschutz. 

[Anmerkung: Fehlt es an einer Beschaffenheitsvereinbarung, so ist die Einhaltung der maßgeblichen technischen Normen geschuldet. Dabei ist nach der Verkehranschauung grundsätzlich der bei Errichtung des Gebäudes geltende Maßstab anzulegen. Nimmt der Vermieter größere bauliche Veränderungen (Umbau, Sanierung) vor, die zu Beeinträchtigungen führen können, so kann der Mieter erwarten, dass Schutzmaßnahmen getroffen werden, die den Anforderungen der zur Zeit des Umbaus geltenden DIN-Normen genügen (BGH VIII ZR 355/03). Bei einzelnen Instandhaltungsmaßnahmen soll jedoch der bei der Errichtung des Gebäudes geltende Maßstab anzulegen sein (BGH VIII ZR 131/08) Im Einzelnen vgl. die differenzierte Kasuistik des BGH]

§ 2 Nutzungszweck

2.1. Der Mietgegenstand wird dem Mieter zur alleinigen Nutzung als […] überlassen. 

[Anmerkung: Die Vereinbarung über einen Nutzungszweck gehört nicht zu den wesentlichen Bestandteilen eines Mietvertrages. Werden von den Parteien keine Regelungen zum Nutzungszweck getroffen, obliegt es dem Mieter den Nutzungszweck zu bestimmen und jederzeit nach seinem Belieben zu ändern. Die Vereinbarung eines Nutzungszwecks beschränkt den Mieter vertraglich in seinem Nutzungsrecht. Bei einem Verstoß des Mieters hat der Vermieter das Recht die Unterlassung gegebenenfalls gerichtlich durchzusetzen oder das Mietverhältnis ggf. auch fristlos zu kündigen.] 

2.2. Behördliche Anordnungen und Auflagen, die ausschließlich auf der allgemeinen Beschaffenheit und/oder Lage des Mietgegenstandes beruhen, sind vom Vermieter zu erfüllen. Soweit behördliche Auflagen oder die Einholung/Aufrechterhaltung behördlicher Genehmigungen ihre Ursache in den persönlichen oder besonderen betrieblichen Verhältnissen des Mieters oder in den besonderen Verhältnissen 
seines Gewerbebetriebes haben, obliegen die damit verbundenen Maßnahmen und Kosten allein dem Mieter. Insoweit hat der Mieter auch zukünftige behördliche Anordnungen und Auflagen in Bezug auf die Nutzung des Mietobjekts auf eigene Kosten zu erfüllen.

[Anmerkung: Es ist zu unterscheiden zwischen Genehmigungen, die das Objekt betreffen, wie baurechtliche Genehmigungen und solche, die die Person des Mieters betreffen, wie die Gewerbeerlaubnis, soweit sie nicht objektbezogen ist. Sofern das Risiko das Mietobjekt betrifft, kann der Vermieter dies nicht durch Formularklausel auf den Mieter überwälzen (BGH BGH XII ZR 24/06, OLG Celle NJW-RR 2000, 873)]
2.3. Eine Änderung des Nutzungszwecks ist nur mit schriftlicher Zustimmung des Ver-mieters zulässig. Auf die Erteilung dieser Zustimmung besteht kein Anspruch.

2.4. Die äußeren Wandflächen des Gebäudes gehören nicht zum Mietgegenstand und sind daher nicht mitvermietet. 

[Anmerkung: Im Mietvertrag wird somit klargestellt, dass die Außenfassade nicht Bestandteil des Vertrages ist und der Mieter nicht zur Anbringung von Außenwerbung oder zu sonstigen baulichen Veränderung berechtigt ist. Dies ist insbesondere im Hinblick auf etwaige Belange des Denkmalschutzes von Bedeutung.]

2.5. Die Geschoßdecken halten eine zulässige Belastung von […] kg/m² aus. 

[Anmerkung: Durch Formularvertrag kann die Tragfähigkeit von Geschossdecken nicht beschränkt werden, wenn der Betrieb des Mieters und die Zweckbestimmung des Mietgegenstandes die Aufstellung von schweren Maschinen, Geräten, Computeranlagen und Tresoren dies erfordert. Eine zulässige Individualvereinbarung, mit der die Verantwortung für die ausreichende Tragfähigkeit auf den Mieter abgewälzt wird, könnte wie folgt lauten: „Für den Fall, dass der Mieter beabsichtigt, im Mietgegenstand schwere Maschinen, Geräte, Computeranlagen oder Tresore im Mietgegenstand aufzustellen, ist der Vermieter hiervon unverzüglich zu informieren. Der Mieter verpflichtet sich, auf seine Kosten die Decken durch einen öffentlich- vereidigten Sachverständigen untersuchen zu lassen und gegebenenfalls durch eine Fachfirma verstärken zu lassen.“]

§ 3 Mietbeginn- und Mietdauer

3.1. 
Das Mietverhältnis beginnt am […] und endet nach Ablauf von […] Jahren mit Wirkung zum […].

Optional: 

· Das Mietverhältnis beginnt am Tag der Übergabe des Mietgegenstandes und endet nach Ablauf von […] Jahren. 

· Die Übergabe des Mietgegenstandes erfolgt voraussichtlich am […].

· Bei der Übergabe des Mietgegenstandes an den Mieter wird ein Übergabeprotokoll erstellt und von beiden Vertragsparteien unterzeichnet. In diesem sind eventuelle Mängel und/oder gemäß diesem Vertrag noch vom Vermieter zu erbringende Leistungen festzuhalten. Für die Beseitigung der Beanstandungen oder Mängel vereinbaren die Vertragspartner eine angemessene Frist. Soweit keine erheblich Beeinträchtigung der Nutzung des Mietgegenstandes für den vertraglich vereinbarten Zweck vorliegt, ist der Mieter nicht berechtigt, die Übernahme zu verweigern. 

· Die Vertragsparteien verpflichten sich, den genauen Zeitpunkt der Übergabe durch späteres Beiheften des Übergabeprotokolls zum Mietvertrag festzuhalten.

[Anmerkung: Ist der Mietgegenstand noch nicht fertig erstellt, kann oftmals nicht hinreichend der Beginn des Mietverhältnisses vom Vermieter angegeben werden. Die Rechtsprechung des BGH XII ZR 212/03 eröffnet den Parteien die Möglichkeit die Übergabe als Mietbeginn festzulegen, ohne dass hierdurch gegen das Schriftformerfordernis verstoßen würde. Die Parteien sollten sich bereits im Mietvertrag verpflichten, ein Übergabeprotokoll zu fertigen und zu unterzeichnen, damit der Tag der Übergabe zweifelsfrei bestimmt werden kann.]

3.2. Der Anspruch des Mieters auf Übergabe des Mietgegenstandes entsteht erst nach vollständiger Beibringung der nach diesem Vertrag zu leistenden Sicherheit. Die Verpflichtung des Mieters zur Mietzahlung bleibt hiervon unberührt.

3.3. Der Mieter ist nicht berechtigt, die Übergabe zu verweigern, Schadensersatz zu fordern, die Miete zu mindern oder zurückzubehalten, wenn an Straßen, Zuwegen oder Außenanlagen innerhalb oder außerhalb des Mietgrundstücks öffentliche oder private Arbeiten vorgenommen werden oder wenn diese nicht rechtzeitig fertig gestellt werden, es sei denn, dass sie zu einer wesentlichen Einschränkung des Betriebes des Mieters führen, insbesondere der gefahrlose Zugang zu dem Mietgegenstand nicht mehr gewährleistet ist. Ansprüche des Mieters aufgrund von Leistungen, die er ohne Rechtsgrund erbracht hat, werden nicht ausgeschlossen.
3.4. Dem Mieter steht ein Schadensersatzanspruch für anfängliche Mängel nach § 536a BGB nur dann zu, wenn der Vermieter deren Vorhandensein oder Nichtbeseitigung zu vertreten hat.

3.5. Der Mieter hat das Recht, eine Verlängerung des Mietverhältnisses um weitere […] Jahre, also bis zum […], zu verlangen. Das Verlängerungsverlangen muss schriftlich spätestens 6 Monate vor Vertragsbeendigung erklärt werden. Maßgeblich für die Fristeinhaltung ist der Zugang der schriftlichen Erklärung bei dem Vermieter.

3.6. Nach Ablauf der Grundmietzeit einschließlich eventueller Optionszeit wird das Mietverhältnis auf unbestimmte Zeit verlängert, wenn es nicht spätestens 6 Monate vor seinem Ablauf gekündigt wird.

3.7. Wird das Mietverhältnis auf unbestimmte Zeit fortgesetzt, so ist es jeweils mit einer Frist von 6 Monaten zum 30. Juni oder zum 31. Dezember eines Kalenderjahres ordentlich kündbar. 

3.8. Das Recht der Parteien zur außerordentlichen Kündigung bleibt unberührt.

3.9. Die Kündigung des Mietvertrages hat schriftlich zu erfolgen. Für die Rechtzeitigkeit der Kündigung kommt es nicht auf die Absendung, sondern auf den Zugang des Kündigungsschreibens an.

3.10. Setzt der Mieter den Gebrauch des Mietgegenstandes nach Ablauf der Mietzeit fort, gilt das Mietverhältnis nicht als verlängert. § 545 BGB findet keine Anwendung.

§ 4 Miete
4.1. Die monatliche Nettokaltmiete für den Mietgegenstand gemäß 1.1 beträgt ab dem [Tag/Monat/Jahr]


Bürofläche

[…] m²
 à € […]

= […] € 


Optional:


Lagerfläche
[…] m²
 à € […]

= […] € 


Stellplätze

[…]
à € […]

= […] € 


Zusammen:




= […] € 

[Optional: zzgl. Umsatzsteuer in jeweils geltender gesetzlicher Höhe.]
[Umsätze des Vermieters aus Vermietung und Verpachtung von Grundflächen sind gemäß § 4 Ziffer 12 a UStG grundsätzlich umsatzsteuerfrei. Der Vermieter kann nach § 9 Abs. 1 UStG zur Umsatzsteuer optieren, wenn er den Mietgegenstand an einen anderen Unternehmer für dessen Unternehmen überlässt, und dieser den Mietgegenstand ausschließlich für Umsätze nutzt, die den Vorsteuerabzug nicht ausschließen.]

Optional:

Die Nettokaltmiete gemäß Ziffer 4.1. ändert sich jeweils zum […] wie folgt:


[Staffelmiete einfügen]

[Anmerkung: Die Miete kann für bestimmte Zeiträume in unterschiedlicher Höhe vereinbart werden; in der Vereinbarung ist vorzugsweise die jeweilige Miete oder die jeweilige Erhöhung in einem Geldbetrag auszuweisen. Die Erhöhung tritt dann automatisch zum vereinbarten Zeitpunkt ein. Eine prozentuale Erhöhung der Grundmiete ist ebenfalls möglich, in diesem Fall müssen jedoch detailliert die jeweiligen Bezugsgrößen, auf welche sich die  jeweiligen prozentualen Erhöhungen beziehen, dargestellt werden.]

Optional:

Im Falle der Verlängerung des Mietverhältnisses gemäß Ziffer 3.5. verpflichten sich die Vertragsparteien zur Aufnahme von Verhandlungen über eine Neufestsetzung der Miete an die ortsüblichen Konditionen. Einigen sich die Vertragsparteien nicht über die künftige Miethöhe, entscheidet ein auf Antrag einer oder beider Parteien von der Industrie- und Handelskammer zu benennender Sachverständiger als Schiedsgutachter gemäß § 317 BGB nach billigem Ermessen darüber, ob und in welcher Höhe eine Änderung der Miete eintreten soll. Die neue Miete ist alsdann vom Ersten des auf den Tag der Antragstellung folgenden Monats an für beide Vertragsparteien verbindlich. Die Kosten des Schiedsverfahrens tragen beide Parteien je zur Hälfte. 

Optional:

· Die Nettokaltmiete unterliegt ab [Monat/ Jahr] folgender Wertsicherungsklausel:

· Weicht der Verbraucherpreisindex für Deutschland (Basis 2005 = 100) gegenüber dem vom […Monat/Jahr] festgestellten Index um mehr als 10 Prozent (oder 5 Prozent) nach den Feststellungen des statistischen Bundesamtes ab, so ändert sich die jeweilige Nettokaltmiete automatisch um 100 Prozent der Indexabweichung und zwar mit Wirkung des auf die Veröffentlichung des relevanten Indexes folgenden Monats. Wenn aufgrund dieser Vereinbarung eine Anpassung der Miete durchgeführt worden ist, wird die Anpassungsklausel gemäß den Bestimmungen des vorangegangenen Satzes erneut anwendbar und es ist dementsprechend die Miete 
erneut anzupassen, sobald sich erneut eine Änderung von 10 Prozent (oder 5 Prozent) ergibt.

· Falls die Basis der Berechnung des in vorstehendem Absatz genannten Indexes verändert wird oder der Index selbst abgeschafft werden sollte, vereinbaren die Parteien, dass die Miete an einen anderen Index gekoppelt werden soll, der dem geänderten oder abgeschafften am nächsten kommt. 

· Sollte rechtswirksam die Unwirksamkeit der Klausel festgestellt werden, bleiben die übrigen zwischen den Parteien geschlossenen Vereinbarungen dennoch gültig. Die Parteien werden in diesem Fall eine wirksame Wertsicherungsklausel vereinbaren, die der ursprünglichen wirtschaftlich am nächsten kommt. 

[Anmerkung: Die Anwendung einer Wertsicherungsklausel ist grundsätzlich nur bei mindestens 10-jähriger Bindung des Vermieters möglich. Die Zulässigkeit von Wertsicherungsklauseln richtet sich nach dem Preisklauselgesetz. Der Wertsicherung unterliegt nur die Nettokaltmiete. Betriebs- und Nebenkostenvorauszahlungen werden nicht angepasst. Alternativ können vereinbarte Nebenkostenpauschalen wertgesichert werden, wenn dies in der Wertsicherungsklausel explizit mit aufgenommen wird.].

4.2. Soweit das Mietverhältnis im Laufe eines Kalendermonats oder- jahres beginnt oder endet, werden Miete und Nebenkosten zeitanteilig geschuldet. 

§ 5 Nebenkosten

[Anmerkung: Wichtigste Voraussetzung einer Nebenkostenabrechnung ist eine wirksame Vereinbarung über Nebenkostenvorauszahlungen für konkret bezeichnete Nebenkosten. Es sollte daher bereits zum Zeitpunkt des Mietvertragsabschlusses erhöhte Sorgfalt an die Aufstellung der Betriebskosten gestellt werden, zumal eine unwirksame Überbürdung der Nebenkosten auf den Mieter zur Tragung der gesamten Nebenkosten durch den Vermieter führt (vgl. § 535 Abs. 1 Satz 3 BGB).]

5.1 Zusätzlich zu der  Miete gemäß Ziffer 4.1 trägt der Mieter 
· die Betriebskosten, bei mehreren Mietparteien anteilig. 

Optional: 

· und die Kosten der technischen und kaufmännischen Hausverwaltung, bei mehreren Mietparteien anteilig 

Optional: jeweils zzgl. Umsatzsteuer in jeweils gesetzlicher Höhe.]


[Anmerkung: die Umlage von Kosten der kaufmännischen und technischen Hausverwaltung ist in AGB eines Gewerberaummietvertrags weder überraschend i.S.v. § 305c BGB noch verstößt sie gegen das Transparenzgebot gem. § 307 Abs. 1 S. 2 BGB (BGH NJW 2010, 671). In der zitierten Entscheidung hielt der BGH die betreffende Klausel unter Ziffer 17 einer Auflistung der Betriebskosten nach der BetrKV nicht für überraschend]
Betriebskosten sind alle Nebenkosten gemäß § 2 der Verordnung über die Aufstellung von Betriebskosten in der jeweils aktuellen Fassung (im Folgenden: BetrKV), welche diesem Mietvertrag als Anlage […] beigefügt ist. 

[Anmerkung: Die in der BetrKV aufgelisteten Kostenarten werden unmittelbar nur bei Mietverträgen für Wohnräume verwendet. Die Bezugnahme auf die BetrKV bei Gewerbemietverträgen findet aufgrund der dort enthaltenen Erläuterungen zur näheren Bestimmung, welche Kosten unter eine bestimmte Kostenart fallen, in der Praxis häufig Anwendung. Nachteil einer ausschließlichen Bezugnahme auf die BetrKV im Gewerbemietvertrag ist jedoch, dass die in der Verordnung benannten Betriebskosten zwar bei der Vermietung von Wohnraum ausreichend sind, jedoch nicht den Umfang an tatsächlich anfallenden Betriebskosten bei der Vermietung von Gewerberaum abdecken. Denn „Sonstige Betriebskosten“ im Sinne von § 2 Nr. 17 BetrKV können auch bei der Vermietung von Geschäftsräumen nur solche Betriebskosten sein, die bei der Vermietung von Wohnräumen ebenfalls umlagefähig sind (OLG Celle WuM 2000, 130). Aufgrund des auch für Gewerbemietverhältnisse anwendbaren Transparenzgebots des § 307 Abs. 1 Satz 2 BGB ist fraglich, ob die bloße Bezugnahme auf die BetrKV den Anforderungen des gesetzlichen Transparenzgebots entspricht. Nach der Rechtsprechung reicht eine bloße Bezugnahme aus (BGH NJW 2007, 3060)  Um das Risiko eines Verstoßes gegen das Transparenzgebots auszuschließen empfiehlt es sich gleichwohl,  eine genaue Auflistung der umlagefähigen Nebenkosten und die Betriebskostenverordnung als Erläuterungshilfe dem Mietvertrag als Anlage beizufügen. 
Alternative: 

Der Mieter ist verpflichtet neben der Miete gemäß Ziffer 4.1 alle Nebenkosten gemäß der nachfolgenden Aufstellung zu tragen. Die Betriebskostenverordnung in der jeweils aktuellen Fassung (im Folgenden: BetrKV) dient zur Erläuterung der in der Aufstellung benannten umlagefähigen Nebenkosten, ohne diese auf die dort aufgelisteten Kostenarten zu beschränken. 

Neben der Miete gemäß Ziffer 4.1 trägt der Mieter:

5.1.1. Die laufenden öffentlichen Lasten des Grundstückes;
5.1.2. Die Kosten Wasserversorgung
5.1.3. Die Kosten der Entwässerung

5.1.4. Die Kosten des Betriebes der zentralen Heizungsanlage einschließlich der Abgasanlage oder des Betriebs der zentralen Brennstoffversorgungsanlage oder der eigenständig gewerblichen Lieferung von Wärme, oder der Reinigung und Wartung von Etagenheizungen und Gaseinzelfeuerstätten
5.1.5. Die Kosten des Betriebs der zentralen Warmwasserversorgungsanlage oder der der eigenständig gewerblichen Lieferung von Warmwasser oder der Reinigung und Wartung von Warmwassergeräten;
5.1.6. Die Kosten verbundener Heizungs- und Warmwasserversorgungsanlagen;
5.1.7. Die Kosten des Betriebs des maschinellen Personen- und Lastenaufzuges;
5.1.8. Die Kosten der Straßenreinigung und Müllabfuhr;
5.1.9. Die Kosten der Gebäudereinigung und Ungezieferbekämpfung;
5.1.10. Die Kosten der Gartenpflege;
5.1.11. Die Kosten der Beleuchtung;
5.1.12. Die Kosten der Schornsteinreinigung;
5.1.13. Die Kosten der Sach- und Haftpflichtversicherung;
5.1.14. Die Kosten für den Hauswart;
5.1.15. Die Kostendes Betriebs der Gemeinschafts-Antennenanlage oder des Betriebs der mit einem Breitbandkabelnetz verbundenen privaten Verteilanlage;
5.1.16. Die Kosten des Betriebs der Einrichtung für Wäschepflege;
5.1.17. Sonstige Betriebskosten. Hierzu gehören Betriebskosten im Sinne des § 1 des Art. 3 der BetrKV, die von den Nummern 1 bis 16 nicht erfasst sind [z.B.]:

· Die Kosten für Schnee- und Eisbeseitigung 

· Die Kosten für Reinigung der nicht öffentlichen Straße, Wege und Plätze, 

· Die Kosten für den Empfang (Portier) des Pförtnerdienstes im Eingangs-
bereich

· Kosten für Müllschlucker, Müllabsaugungsanlagen, Müllkompaktoren

· Die Kosten für Glas- und Fassadenreinigung

· Die Kosten der Bewachung und Sicherheit des Gebäudes, 

· Die Kosten der Brandbekämpfung 

· Die Hauselektrik und Telekommunikation (Schutzerdung, Fehlerstrom
schutzschalter, Potentialausgleich, Sicherheitsbeleuchtung)

[Anmerkung: Diese Aufstellung ist entsprechend den tatsächlichen Gegebenheiten Vorort anhand § 2 der BetrKV zu konkretisieren. Fehlen im mietvertraglichen Betriebskostenkatalog einzelne der angefallenen Kostenarten liegt ein Verstoß gegen das Transparenzgebot des § 307 Abs. 1 Satz 2 BGB vor, diese können dann nachträglich nicht mehr in der Betriebskostenabrechnung umgelegt werden. Klauseln, wonach der Mieter neue Betriebskosten ab Entstehung zu tragen hat, ohne dass diese hinreichend konkretisiert oder eingegrenzt sind, verstoßen ebenfalls gegen das gesetzliche Transparenzgebot und sind grundsätzlich unwirksam. Eine solche Klausel ist auszuhandeln. Es sollten daher bereits bei Vertragsabschluss die umlagefähigen Betriebskosten der zukünftig zu erwartenden Betriebskostenarten in die Aufstellung mit aufgenommen werden. 

5.2 Auf alle Betriebskosten wird derzeit eine monatliche Vorauszahlung in Höhe von € […] pro m² erhoben.  

[Optional:
Auf die monatliche Betriebskostenvorauszahlung ist die Umsatzsteuer in jeweils gesetzlicher Höhe hinzuzurechnen.]

5.3 Die Abrechnung der Nebenkosten erfolgt jährlich. Abrechnungszeitraum ist das Kalenderjahr. Über die vom Mieter geleisteten Vorauszahlungen hat der Vermieter spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach dem Ende des Abrechnungszeitraums abzurechen. Dies ist keine Ausschlussfrist. Der Mieter kann nach Zugang der Nebenkostenabrechnung binnen eines Monats Einsicht in die Unterlagen nehmen. Einwendungen gegen die Abrechnung muss der Mieter binnen sechs Wochen nach Zugang der Abrechnung erheben. Bei Fristüberschreitung gilt die Abrechnung als anerkannt, wenn der Vermieter den Mieter bereits mit der Übersendung der Abrechnung darauf hinweist, wie lange die Frist läuft und welche Rechtsfolgen ein fehlender Widerspruch gegen die Abrechnung hat.

5.4 Bei vorzeitiger Beendigung des Mietverhältnisses ist der Vermieter nicht zu einer Zwischenabrechnung verpflichtet.

5.5 Werden öffentliche Abgaben neu eingeführt oder entstehen Kosten, die mit der Bewirtschaftung des Mietgrundstücks oder der Wirtschaftseinheit unmittelbar oder mittelbar zusammenhängen, neu oder erhöhen sich diese, können diese Kosten ebenfalls vom Vermieter vom Zeitpunkt ihrer Entstehung an umgelegt werden und eine angemessene Vorauszahlung hierfür festgesetzt werden. 

5.6 Eine Anpassung der monatlichen Vorauszahlungen auf die geänderten Verhältnisse nimmt der Vermieter unter Berücksichtigung der Abrechnung des jeweiligen Vorjahres nach billigem Ermessen gemäß § 315 BGB jährlich in Textform vor. Die geänderte Vorauszahlung ist in diesem Fall ab dem Zugang der Anpassungsmitteilung folgenden Monat zu leisten. 

5.7 Der Mieter ist zur Zahlung der anteiligen Betriebskosten auch verpflichtet, wenn er die damit abgegoltenen Leistungen ganz oder teilweise nicht in Anspruch nimmt, soweit die Leistungen dem Mieter tatsächlich angeboten werden.

5.8 Nicht verbrauchsabhängige Betriebskosten sind von dem Mieter anteilig zu tra-gen. Welche Betriebskosten nach Verbrauch umgelegt werden, entscheidet, soweit nicht gesetzliche Regelungen bestehen, der Vermieter nach billigem Ermessen gemäß § 315 BGB. 

5.9 Der Vermieter ist unbeschadet der vorstehenden Regelung berechtigt, vom Mieter – soweit technisch möglich – die direkte Abrechnung einzelner Betriebskostenpo-
sitionen, wie z.B. Stromverbrauch, mit dem jeweiligen Versorgungsträger zu verlangen bzw. die Kosten entsprechend der individuellen Inanspruchnahme der 
Leistungen durch die Mieter des Mietgrundstücks zu verteilen. Der Mieter ist verpflichtet, Verbrauchszähler und sonstige Meßeinrichtungen stets zugänglich zu halten. 

5.10 Soweit die Betriebskosten unter den Mietern des Mietgrundstücks anteilig aufgeteilt werden, wird der Umlegungsmaßstab vom Vermieter nach billigem Ermessen gemäß § 315 BGB unter Wahrung des Grundsatzes der Gleichbehandlung aller Mieter und unter Beachtung zwingender gesetzlicher Vorschriften festgelegt. Im Zweifel erfolgt die Abrechnung dieser Nebenkosten entsprechend dem Anteil der jeweiligen Mietflächen des Mietgegenstandes an den Mietflächen des Mietgrundstücks. Die auf die Gemeinschaftsflächen entfallenden Nebenkosten werden an-teilig auf sämtliche Mieter des Mietgrundstücks umgelegt. Die Mietflächen des Mietgrundstücks sind in dem als Anlage […] beigefügten Plan gekennzeichnet.

5.11 Die ordnungsgemäße Entsorgung von Abfällen, die nicht der Hausmüllabfuhr un-terliegen (insbesondere Sonderabfälle und gefährliche Stoffe sowie sperrige Ab-fälle wie Verpackungen u.ä.) obliegt allein dem Mieter. 

Optional:

5.12 Zu den Nebenkosten im Sinne dieses Mietvertrages zählen auch die Kosten der Hausverwaltung. Für diese wird eine monatliche Pauschale in Höhe von 3 Prozent (in Worten: drei vom Hundert) des Jahresnettokaltmiete zuzüglich Umsatzsteuer in jeweils geltender gesetzlicher Höhe vereinbart („Verwaltungspauschale“). Hinsichtlich der Verwaltungskostenpauschale bedarf es keines weiteren Kostennachweises. 

[Anmerkung: Die Vertragsparteien können im Mietvertrag formularmäßig vereinbaren, dass der Mieter die Verwaltungskosten im Rahmen einer Pauschale trägt (KG GE 2004, 234 f.; OLG Hamburg ZMR 2003, 180 ff.). § 1 Abs. 2 Nr. 1 der BetrVK sind Verwaltungskosten die Kosten der zur Verwaltung des Gebäudes erforderlichen Arbeitskräfte und Einrichtungen, die Kosten der Aufsicht, der Wert der vom Vermieter persönlich geleisteten Verwaltungsarbeit, die Kosten für die gesetzlichen oder freiwilligen Prüfungen des Jahresabschlusses und die Kosten für die Geschäftsführung. Der Begriff der Verwaltungskosten ist daher hinreichend bestimmt und auch im Rahmen der Geschäftsraummiete anwendbar (BGH NJW 2010, 671). Allerdings ist insoweit genau auf die Begrifflichkeiten zu achten. Das LG Köln sah den Begriff „Kosten für die technische und kaufmännische Objektbetreuung“ nicht als hinreichend transparent an (LG Köln, Az. 15 O 211/07) Verwaltungskosten sind nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 BetrKV keine Betriebskosten. Es bedarf daher im Vertrag einer Vereinbarung die den Mieter zur Tragung der Verwaltungskosten verpflichtet. Die Parteien können sowohl eine Verwaltungspauschale, als auch eine jährliche Abrechnung der Verwaltungskosten, entsprechend der Vereinbarung über die Betriebskosten, vereinbaren. Die zulässige Höhe der Verwaltungspauschale wird in der Rechtsprechung noch intensiv erörtert und sollte daher 3 % des Nettokaltmietzinses nicht überschreiten (OLG Hamburg ZMR 2003, 180 ff. (3 %); AG Schöneberg, ZMR 2000, 685 (4 %)]. Eine höhere Festlegung der Verwaltungspauschale könnte den Mieter unangemessen nach § 307 Abs. 1 BGB benachteiligen. Vereinbaren die Parteien, dass über die Verwaltungskosten jährlich abzurechnen ist, sollte aufgrund des Transparenzgebotes auf eine sorgfältige Kostentrennung, insbesondere in Dienstleistungsverträgen des Vermieters mit dem Dienstleister (z.B. Facility Manager) geachtet werden. Auch sollte darauf geachtet werden, dass darüber hinausgehende Kosten z.B. des Centermanagements hinreichend bestimmt sind und bereits eine klare Trennung der Aufgabengebiete von Verwaltung und Centermanagement im Vertrag geregelt wird (Kammergericht, GE 2004, 235). Anderenfalls könnte die fehlende Transparenz zur Unwirksamkeit der Umlage führen.]
§ 6 Zahlung der Miete und der Nebenkosten

6.1. Die Miete gemäß Ziffer 4.1 und Ziffer 5.2 ist monatlich im Voraus, spätestens am 3. Werktag des Monats, kostenfrei an den Vermieter zu zahlen und zwar mit befreiender Wirkung ausschließlich auf das Konto bei der […] Bank, Konto- Nr. […], BLZ […]. Die Zahlstelle kann jederzeit vom Vermieter geändert werden.

6.2. Für die Rechtzeitigkeit der Zahlung kommt es nicht auf die Absendung, sondern auf den Eingang des auf dem benannten Konto des Vermieters an.

Optional:

Der Mieter ermächtigt den Vermieter die monatliche Miete im Voraus, spätestens am 3. Werktag des Monats, im Wege des Lastschrift-Einzugsverfahren von dem Konto bei der […] Bank, Konto- Nr. […], BLZ […] des Mieters abzubuchen. Die Einzugsermächtigung kann jederzeit vom Mieter widerrufen werden. 

6.3 Im Falle des Verzuges mit der Zahlung der Miete und/ oder der Betriebkostenvorauszahlungen und/ oder der Betriebskosten und/ oder der Verwaltungskosten und/ oder der Umsatzsteuer in jeweils gesetzlicher Höhe ist der Mieter zur Zahlung der gesetzlichen Verzugszinsen in Höhe von 8 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 BGB verpflichtet. Die Geltendmachung weiteren Schadens bleibt vorbehalten.

[Anmerkung: Dies Klausel bezieht sich auf den Fall des § 288 Abs. 2 BGB. Handelt es sich bei dem Mieter um einen Verbraucher im Sinne von § 13 BGB kann nur ein Verzugszins in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz geltend gemacht werden (vgl. § 288 Abs. 1 BGB)].

6.4 Der Mieter hat für jede Mahnung wegen verspäteter Zahlung der Miete einen Betrag in Höhe von € 2,50 für pauschalierte Mahnkosten an den Vermieter zu zahlen. Bei den Mahnkosten handelt es sich um pauschalierten Schadensersatz. Es ist dem Mieter der Nachweis gestattet, ein Schaden sei überhaupt nicht oder wesentlich niedriger als die Pauschale entstanden. 

Optional: § 7 Umsatzsteuer

[Anmerkung: Diese Klausel sollte in den Vertrag mit eingebunden werden, wenn der Vermieter zur Umsatzsteuer optiert hat.]

Dem Mieter ist bekannt, dass der Vermieter zur Umsatzsteuer optiert und dass die Umsatzsteueroption des Vermieters nur unter den in § 9 Abs. 1 und 2 Umsatzsteuergesetz (im Folgenden: UStG) genannten Voraussetzungen zulässig ist. 

7.1. Der Mieter erklärt, bei Abschluss des Mietvertrages Unternehmer i. S. d. UStG zu sein. Der Mieter verpflichtet sich, den Mietgegenstand im Rahmen seines Unternehmens zu nutzen. Der Mieter hat die Unternehmereigenschaft und die unter-nehmerische Nutzung des Mietgegenstandes dem Vermieter auf Verlangen nachzuweisen.

7.2. Der Mieter verpflichtet sich, den Mietgegenstand ausschließlich für Umsätze zu verwenden, die den Vorsteuerabzug bei ihm nicht ausschließen.

7.3. Der Mieter verpflichtet sich weiterhin, dem Vermieter stets auf jederzeitige Anforderung unverzüglich diejenigen Unterlagen zur Verfügung zu stellen, die es dem Vermieter ermöglichen, seiner Nachweispflichten gemäß § 9 Abs. 2 UStG gegenüber den Finanzbehörden nachzukommen.

7.4. Im Falle einer Untervermietung ist der Mieter verpflichtet, seinerseits für die Untervermietung zur Umsatzsteuer zu optieren und im Übrigen die Verpflichtungen aus Ziffer 7.1 und 7.3 im Untermietvertrag dem Untermieter dergestalt aufzuerlegen, dass auch der Vermieter aus der Vereinbarung des Mieters mit dem Untermieter unmittelbare Rechte gegen den Untermieter herleiten kann (echter Vertrag zugunsten Dritter). Der Mieter steht dem Vermieter gegenüber dafür ein, dass der Untermieter diese Verpflichtung einhält.

7.5. Sollten dem Mieter und/oder sollte im Untervermietungsfall der Untermieter gegen die Verpflichtungen aus 7.1 bis 7.3 verstoßen, hat der Mieter dem Vermieter alle dem Vermieter hierdurch verursachten Schäden zu ersetzen. Der Vermieter weist den Mieter darauf hin, dass er auf die Gesamtinvestitionskosten für die erste Erstellung des Mietgegenstandes den Vorsteuerabzug in Anspruch genommen hat.

7.6. Maßgebend für alle Zusicherungen und Verpflichtungen in diesem Abschnitt ist der Stand der Gesetzgebung und Rechtsprechung zum Zeitpunkt der Unterzeichnung dieses Vertrages.

7.7. Die Parteien verpflichten sich gegenseitig, sich über Umstände, die die vorstehenden Regelungen betreffen oder betreffen können, unverzüglich umfassend zu informieren.

7.8. Der Vermieter hat dem Mieter eine ordnungsgemäße Rechnung unter Ausweis der Umsatzsteuer zu übergeben. [Anmerkung: Falls die Rechnungsnummer nicht bereits im Kopf des Mietvertrages benannt wurde].
§ 8 Mietsicherheit

8.1.
Der Mieter verpflichtet sich hiermit, dem Vermieter bei Unterzeichnung des Vertrages für alle Verpflichtungen aus diesem Vertrag eine Sicherheit in Höhe von 

€[…]

(in Worten: Euro […])


zu leisten.
8.2. Die Sicherheitsleistung des Mieters erfolgt durch eine unverzinsliche Barkaution.

Alternative:

Die Sicherheitsleistung des Mieters erfolgt durch eine Barkaution. Die Zinsen stehen dem Mieter zu und erhöhen die Sicherheit. 

Alternative:

Die Sicherheitsleistung kann auch durch schriftliche, unwiderrufliche, unbedingte und unbefristete Bankbürgschaft einer deutschen oder europäischen Großbank oder eines öffentlich-rechtlichen Geldinstitutes unter Verzicht auf die Einreden der Anfechtbarkeit und der Aufrechenbarkeit.

8.3. Ergibt sich in der Folgezeit eine Veränderung der Miete um mehr als 10 %, sind die Parteien berechtigt, eine entsprechende Anpassung der Sicherheitsleistung zu verlangen.

8.4. Die Mietsicherheit ist ferner wieder aufzufüllen, wenn sie während der Dauer des Mietverhältnisses vom Vermieter für seine Forderungen aus diesem Vertrag in Anspruch genommen worden ist.

8.5. Die Rückgabe der Mietsicherheit erfolgt nach Beendigung des Mietverhältnisses und Erfüllung sämtlicher Verpflichtungen des Mieters aus diesem oder sonstigen mit dem Vermieter bestehenden Verträgen. Gibt der Mieter die Mieträume nicht in vertragsgemäßem Zustand zurück oder bestehen noch Mietrückstände oder sonstige Forderungen aus diesem oder einem anderen Mietverhältnis, kann sich der Vermieter für diese Forderungen einschließlich etwaiger Rechtsverfolgungskosten aus der Mietsicherheit befriedigen.

§ 9 Schlüssel

9.1. Mieter erhält bei Übergabe […] Schlüssel und […] Codekarten, wovon […] Code-karten die Schrankenanlage des Hofes schließen und öffnen.

9.2. Vom Mieter benötigte zusätzliche Schlüssel / Codekarten werden ihm auf seine Kosten zur Verfügung gestellt.

9.3. Jeder Verlust eines Schlüssels / Codekarte ist dem Vermieter unverzüglich zu melden.

9.4. Bei Verlust eines Schlüssels für eine zentrale Schließanlage, die für nicht ausschließlich vom Mieter genutzte Bereiche eingerichtet ist, kann der Vermieter auf Kosten des Mieters den kompletten Austausch der gesamten Schließanlage veranlassen, soweit nicht davon auszugehen ist, dass ein Missbrauch des verlorenen Schlüssels ausgeschlossen ist. 

9.5. Sämtliche Schlüssel / Codekarten sind bei Beendigung des Mietverhältnisses zurückzugeben. Geschieht dies trotz Mahnung und Nachfristsetzung nicht, ist der Vermieter berechtigt, die entsprechenden Schlösser auf Kosten des Mieters auszutauschen oder die entsprechenden Codekarten auf Kosten des Mieters sperren zu lassen. 

§ 10 Aufrechnung, Zurückbehaltung, Minderung

10.1 Der Mieter ist nicht berechtigt, gegenüber Forderungen des Vermieters aus diesem Vertrag mit Gegenforderungen aufzurechnen, ein Zurückbehaltungsrecht
oder geltend zu machen oder die Forderungen des Vermieters wegen einer Mietminderung zu kürzen, es sei denn, die Gegenforderung, das Zurückbehaltungsrecht oder die Mietminderung ist nach Grund und Höhe unbestritten oder rechtskräftig festgestellt. 

[Anmerkung: Ein Verbot der Aufrechnung mit Ansprüchen, die bestritten oder nicht rechtskräftig festgestellt sind, ist zulässig (vgl. §§ 308 Nr. 3, 310 Absatz 1 Satz 2 BGB)). Dies gilt ebenso bezüglich des formularmäßigen Ausschlusses der Mietminderung gemäß § 536 BGB.. Dem Mieter muss jedoch ausdrücklich die Möglichkeit einer Rückforderung der im Falle von angezeigten Mietmängeln unter Berücksichtigung des § 536 BGB zu viel gezahlten Miete eingeräumt werden (BGH ZMR 2008, 693).]
10.2 Das Recht der Mieter zur Geltendmachung von Rückerstattungsansprüchen wegen geleisteter Überzahlungen an den Vermieter aufgrund von Mietminderungen bleibt hiervon unberührt. 

§ 11 Konkurrenzschutz


Der Vermieter gewährleistet keinen Konkurrenzschutz.

§ 12 Versicherungspflicht

12.1 Der Vermieter wird folgende Versicherungen abschließen und während der Vertragsdauer aufrecht erhalten:


-
Grundstücks- und Gebäudehaftpflichtversicherung, 


- 
Feuer-, Sturm- und Leitungswasserschäden, 


- 
Glasbruchversicherung für die Innen- und Außenverglasung

12.2 Schäden, die durch den Vermieter versicherte Risiken betreffen, hat der Mieter unverzüglich dem Vermieter anzuzeigen, damit dieser die Schadensanzeige rechtzeitig dem Versicherer zuleiten kann. Nachteile, die wegen nicht rechtzeitiger Anzeige der Schäden durch den Mieter dem Vermieter entstehen, gehen zu Lasten des Mieters.

12.3 Der Mieter ist verpflichtet, folgende Versicherungen abzuschließen bzw. Risiken durch Abschluss von Versicherungen abzusichern und während der Vertragsdauer aufrechtzuerhalten:

· Betriebshaftpflicht für Personen- und Sachschäden mit einer Versicherungs-
summe von € […],

· Einbruch- und Diebstahl

· Brandversicherung

· Schlüsselverlustversicherung

[Anmerkung: Der Mieter kann verpflichtet werden, bestimmte Versicherungen auf seine Kosten während des Mietverhältnisses abzuschließen und aufrechtzuerhalten, wenn der Vermieter hieran ein berechtigtes Interesse hat (OLG Düsseldorf NZM 1998,728)].

12.4 Die Versicherungsverträge müssen vorsehen, dass der Versicherer den Vermieter über jede Versicherungsunterbrechung 30 Tage vor Versicherungsunterbrechung informiert.

12.5 Sollte sich die Versicherungsprämie wegen einer Erhöhung des Versicherungsrisikos, das in dem Betrieb des Mieters oder in von dem Mieter durchgeführten oder veranlassten baulichen Maßnahmen begründet ist, erhöhen, trägt der Mieter auch diese Kosten.

12.6 Der Mieter ist verpflichtet, dem Vermieter von allen Schadensersatzansprüchen Dritter freizustellen, die sich aus der Benutzung oder Nichtbenutzung des Mietgegenstandes oder im Zusammenhang mit den Werbeanlagen des Mieters oder aus dem Betrieb seines Erwerbszweiges oder aus dem von ihm eingebrachten Sachen mittelbar oder unmittelbar ergeben und gegen den Vermieter geltend gemacht werden.

§ 13 Untervermietung

13.1. Jegliche Untervermietung oder sonstige Gebrauchsüberlassung bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Vermieters. Der Vermieter kann seine Zustimmung verweigern, sofern ein wichtiger Grund vorliegt. Ein wichtiger Grund ist insbesondere dann gegeben, wenn Zweifel an der Bonität des Untermieters bestehen oder der Abschluss des Untermietvertrages gegen Vereinbarungen mit anderen Mietern (wie z.B. Vereinbarungen zum Konkurrenzschutz) verstoßen würden oder wenn in dem Untermietvertrag das Recht zur weiteren Untervermietung nicht ausgeschlossen ist. 

Optional:

Eine Untervermietung an verbundene Unternehmen im Sinne von § 15 AktG bedarf nicht der Zustimmung. 

[Anmerkung: Die Berechtigung zur Untervermietung der Gewerbemieträume ist nach § 540 BGB von der Erlaubnis des Vermieters abhängig. Der zwischen dem Mieter und dem Untermieter ohne die Erlaubnis des Vermieters abgeschlossene Untermietvertrag ist wirksam, stellt jedoch eine erhebliche Vertragsverletzung dar, welche ein fristloses Kündigungsrecht des Vermieters gemäß § 543 Absatz 2 Nr. 2 BGB begründen kann. Der Mieter hat grundsätzlich keinen Anspruch auf die Erteilung der Erlaubnis. § 540 Abs. 1 Satz 2 eröffnet ihm im Falle der Versagung der Erlaubnis durch den Vermieter ein Sonderkündigungsrecht, sofern nicht in der Person des Dritten ein wichtiger Grund für die Versagung liegt. Der Ausschluss des Sonderkündigungsrechts des § 540 Abs. 1 Satz 2 BGB durch Formularvertrag ist nicht möglich [vgl. BGH NJW 1995, 2034) und müsste daher individuell ausgehandelt werden.]

13.2. Bei jeglicher Gebrauchsüberlassung an Dritte haftet der Mieter für alle Schäden, die der Nutzer, dem der Gebrauch des Mietgegenstandes überlassen wurde, verursacht. Den Mieter trifft die Beweislast, dass ein im Bereich des Mietgegenstandes eingetretener Schaden weder von ihm noch von Dritten, denen er den Mietgegenstand zum Gebrauch überlassen hat, verursacht wurde.

13.3. Die Erlaubnis des Vermieters zur Gebrauchsüberlassung kann jederzeit aus wichtigem Grund widerrufen werden. 

13.4. In jedem Falle einer Untervermietung oder einer sonstigen Gebrauchsüberlassung steht dem Vermieter 50 % der Differenz zwischen der nach diesem Vertrag geschuldeten Miete und der darüber hinausgehenden Untermiete bzw. dem vom Mieter erhaltenen Entgelt für die sonstige Gebrauchsüberlassung zu. 

[Anmerkung: Es ist zulässig die Erlaubnis zur Untervermietung von der Zahlung eines Untermietzuschlages abhängig zu machen (vgl. BGH NJW 1996, 838).]
§ 14 Instandhaltung/ Schönheitsreparaturen/ Schäden

14.1. Die Kosten der Schönheitsreparaturen sind von dem Mieter auszuführen. Zu den Schönheitsreparaturen gehören insbesondere, das Tapiezieren, Anstreichen der Wände und Decken, das Streichen der Heizkörper einschließlich der Heizrohre, der Wasserrohre, der Türen und Fenster von innen sowie die Grundreinigung der Teppichböden. Die Schönheitsreparaturen sind während der Mietvertragslaufzeit auszuführen, sobald der Grad der Abnutzung des Mietgegenstandes dies erfordert. 

[Anmerkung: Die formularmäßige Überbürdung von Schönheitsreparaturen auf den Mieter ist zulässig (BGH WuM 2004, 529). Wie im Wohnraummietrecht führt jedoch auch in Formularverträgen über Geschäftsräume die Kombination einer etwaigen Endrenovierungsklausel mit einer solchen über turnusmäßig vorzunehmende Schönheitsreparaturen wegen des dabei auftretenden Summierungseffekts zur Unwirksamkeit beider Klauseln (BGH ZMR 2005, 527)].

14.2. Der Vermieter übernimmt die Unterhaltung des Gebäudes unter Dach und Fach (äußere Unterhaltung/zentraltechnische Anlagen/Heizung, Lüftung/Klima, Sanitär, Elektro- und Fördertechnik, Sprinkleranlagen, Feuermelder, Antennen) und trägt die hierfür entstehenden Kosten.

· „Dach“ im Sinne dieser Bestimmung ist die Dachkonstruktion mit der Eindeckung und den dazugehörigen Klempnerarbeiten (Dachrinnen) einschließlich 
von Vor- und Neben- sowie Glasdächern sowie Zu- und Abgängen des Daches. 

· „Fach“ im Sinne dieser Bestimmung sind die tragenden Teile des Gebäudes (alle Fundamente, tragenden Wände, Stützen, Pfeiler, sowie Geschossdecken) und die Fassaden nebst Fassadenbekleidung ohne Verglasung und ohne Beschläge der Türen und Fenster sowie Fensterrahmen. Vorstehende Regelung gilt entsprechend für die zentraltechnischen Anlagen des Mietgegenstandes bzw. des Mietgebäudes.

14.3. Alle Instandhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten sowie eventuell erforderliche Reparaturen in und an dem Mietgegenstand sowie an technischen Einrichtungen des Mietgegenstandes - die nicht bereits durch den Vermieter nach Ziffer 14.2 getragen werden - hat der Mieter auf eigene Kosten auszuführen. Der Mieter ist insbesondere verpflichtet, Zugangstüren zu dem Mietgegenstand, Türschließanlagen, Rolltore, Fußbodenbeläge, Heiz- und Warmwassergeräte, Geschirrspüler […], die seinem ausschließlichen Gebrauch unterliegen und die zu seinem Risikobereich gehören, auf seine Kosten instand zuhalten bzw. instand zusetzen. 
14.4. Der Mieter hat begrenzt auf maximal 10 % der Jahresnettomiete alle jährlich anfallenden Kosten für die Wartung, Instandhaltung und Instandsetzung von Anlagen und Einrichtungen gemeinschaftlich genutzter Flächen anteilig in dem Verhältnis des Umfangs der von ihm gemieteten Mietflächen zu den übrigen Mietflächen in dem Mietobjekt zu tragen. Die Abrechnung über diese Kosten erfolgt jährlich mit der Betriebskostenabrechnung.

[Anmerkung: Es ist zulässig, dem Mieter von Gewerberäumen formularmäßig über die reinen Schönheitsreparaturen hinaus Instandhaltungs- und Instandsetzungspflichten ohne Betragsbegrenzung innerhalb des Mietgegenstandes aufzuerlegen. Diese Übertragung der Verpflichtung zur Übernahme der sog. Erhaltungslast findet im Formularvertrag seine Grenzen in einer etwaigen Übertragung von Instandsetzungsverpflichtungen an Dach- und Fach. Eine solche Übertragung ist überraschend im Sinne des § 305 BGB und unangemessen im Sinne des § 307 BGB. Ungemessen ist auch eine Kostenbeteiligung an Neuanschaffungen defekter technischer Geräte (BGH WuM 1989, 384). Die (formularmäßige) Übertragung der Instandhaltungs- und Instandsetzung gemeinschaftlich genutzter Flächen auf den Mieter ist  möglich, muss jedoch der Höhe nach  auf einen angemessenen Anteil der vertraglichen Jahresmiete werden (BGH NJW 2006, 766).]

14.5. Zeigt sich ein Mangel des Mietgegenstandes während der Vertragslaufzeit, so hat der Mieter diesen dem Vermieter unverzüglich anzuzeigen. Für durch verspätete oder unterlassene Anzeige verursachte weitere Schäden haftet der Mieter. Die Bestimmungen des § 536 c BGB bleiben unberührt.

14.6. Der Mieter haftet dem Vermieter für Schäden die durch die Verletzung der ihm obliegenden Sorgfaltspflicht verursacht werden. In gleicher Weise haftet der Mieter für Schäden, die durch seine Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen, Untermieter, Kunden, Besucher, Lieferanten, Handwerker etc. im Mietgegenstand verursacht werden. Dem Mieter obliegt der Beweis, dass ein Vertretenmüssen oder Verschulden nicht vorgelegen hat, soweit es sich um Schäden im Bereich des Mietgegenstandes handelt.

14.7. Der Mietgegenstand ist vom Mieter pfleglich zu behandeln, zu reinigen und von Ungeziefer fernzuhalten.

§ 15 Bauliche Veränderungen durch den Vermieter

15.1. Der Vermieter darf Ausbesserungen und bauliche Veränderungen, die zur Erhaltung des Mietgegenstandes oder der auf dem Mietgrundstück befindlichen Gebäude und Anlagen oder zur Abwendung drohender Gefahren oder zur Beseitigung von Schäden notwendig werden, auch ohne Zustimmung des Mieters vor-nehmen. Dies gilt auch für Arbeiten, die zwar nicht notwendig aber zweckmäßig sind, z.B. zur Modernisierung des Gebäudes, Einsparung von Energie, Erhaltung und Steigerung der Attraktivität des Mietgrundstücks und seiner Gebäude und Anlagen (im Folgenden: Mietobjekt). Der Mieter hat die betroffenen Teile seines Mietgegenstandes zugänglich zu halten und darf die Ausführung der Arbeiten nicht behindern oder verzögern. Soweit erforderlich, muss der Mieter bei der Durchführung der Arbeiten mitwirken. 

Der Vermieter wird die Vornahme von Ausbesserungen und baulichen Veränderungen rechtzeitig vorab ankündigen und die Belange des Mieters berücksichtigen.

15.2. Im Falle der völligen Zerstörung oder der Zerstörung des überwiegenden Teils des Mietobjekts oder des Mietgegenstandes durch ein vom Vermieter nicht ausschließlich allein zu vertretendes Ereignis (z.B. Feuer, Hochwasser usw.), ist der Vermieter zur Wiederherstellung des Mietgegenstandes oder des und Anlagen nicht verpflichtet. Er kann das Mietverhältnis mit Wirkung ab dem Zeitpunkt der Zerstörung unabhängig davon für beendet erklären, ob der Mietgegenstand und/ oder das Mietobjekt zu einem späteren Zeitpunkt neu errichtet werden oder nicht. Bei Neuerrichtung des Mietgegenstandes hat der Mieter gegenüber anderen Bewerbern seiner Branche den Vorrang bei dem Abschluss eines neuen Mietvertrages.

§ 16 Ein- und Umbauten durch Mieter

sowie Reklame- und besondere Betriebseinrichtungen

16.1 Für Ein- und Umbauten im Mietgegenstand einschließlich der Veränderung von technischen Einrichtungen bedarf der Mieter der schriftlichen Zustimmung des Vermieters, dem er auf Verlangen geeignete Pläne vorzulegen hat.

16.2 Der Vermieter kann nach erteilter Zustimmung Änderungen verlangen; er kann die Zustimmung vom Nachweis einer Versicherung gegen die mit den Einrichtungen verbundenen Gefahren abhängig machen und Beseitigung der Einrichtungen verlangen. Die Zustimmung kann nur aus wichtigem Grund versagt werden.

16.3 Der Vermieter kann die Zustimmung zudem von zusätzlichen Sicherheitsleistungen des Mieters abhängig machen, die die Rückbauverpflichtung des Mieters absichern.

16.4 Die Beschaffung etwa erforderlicher behördlicher Genehmigungen sowie die damit verbundenen Kosten sind Sache des Mieters, der auch die Sicherheit der Einrichtungen regelmäßig zu überprüfen hat. Der Mieter haftet für die Einhaltung der baupolizeilichen Vorschriften und sämtlicher im Zuge der Um- und Einbauten eintretenden Schäden gleich welcher Art. Die Kosten für die Anbringung, den Betrieb und die Unterhaltung der Einrichtungen trägt ebenfalls der Mieter.

16.5 Einen zusätzlichen Energiebedarf (Wasser, Strom) und die Installationen zusätzlicher Strom- und Wasserentnahmestellen muss der Mieter beim Vermieter schriftlich beantragen.

16.6 Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend, wenn der Mieter Einrichtungen der dort bezeichneten Art, die von einem Vormieter geschaffen worden sind, übernimmt. Auch in diesem Fall ist die Genehmigung des Vermieters gesondert einzuholen.

16.7 Einheitliche Schilder bzw. Hinweistafeln auf die einzelnen Mieter werden vom Vermieter angebracht. Die hierfür anfallenden Kosten sind dem Vermieter zu erstatten. Darüber hinaus darf der Mieter zur Wahrung eines einheitlichen Gesamteindrucks Schilder, Hinweistafeln oder jede Art von Werbung innerhalb und außerhalb des Mietgegenstandes nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung des Vermieters anbringen.

§ 17 Hausordnung

Ergänzend zu den vertraglichen Regelungen gilt die Hausordnung (Anlage …). Im Falle von Widersprüchen zwischen der Hausordnung und den Regelungen des Mietvertrages, geht der Mietvertrag vor. Der Mieter hat dafür Sorge zu tragen, dass auch von seinen Mitarbeitern, Angestellten, Untermietern sowie sonstigen Besuchern oder Personen, die den Mietgegenstand oder sonstige Flächen seinetwegen oder mit seiner Zustimmung betreten, eingehalten werden.

[Anmerkung: Der wichtigste Zweck der Hausordnung ist die Wahrung des Hausfriedens zwischen den Mietern. Die Hausordnung stellt insofern eine Konkretisierung der bestehenden Mieterpflichten dar. Die Verbindlichkeit der Hausordnung für die Parteien hängt von der vertraglichen Einbeziehung in den Mietvertrag ab.]

§ 18 Betreten des Mietgegenstandes durch den Vermieter

18.1. Der Vermieter oder/und sein Beauftragter können die Mieträume während der Geschäftszeit und nach vorheriger Absprache zur Prüfung ihres Zustandes oder aus anderen wichtigen Gründen betreten. Bei Gefahr ist ihnen der Zutritt zu jeder Tages- und Nachtzeit gestattet. Die Vereinbarungen in § 15.1 bleiben unberührt.
18.2. Will der Vermieter das Grundstück verkaufen, so dürfen er oder/und sein Beauf-tragter die Mieträume zusammen mit den Kaufinteressenten oder/und Beauftragten während der Geschäftszeit betreten. Ist das Mietverhältnis gekündigt, so dürfen er oder/und sein Beauftragter die Räume zusammen mit den Mietinteressenten während der Geschäftszeit betreten.

§ 19 Verkehrssicherungspflicht
19.1. Die im Zusammenhang mit dem Mietgegenstand bestehende allgemeine und be-sondere Verkehrssicherungspflicht obliegt dem Mieter. 

[Anmerkung: Grundsätzlich hat der Eigentümer des Grundstücks die Verkehrssicherungspflicht zu tragen. Die Verkehrssicherungspflicht kann grundsätzlich auf den Mieter übertragen werden, soweit landes- oder gemeinderechtlichen Bestimmungen nicht entgegenstehen z.B. bei der Schneeräumung (BGH WuM 1986, 66) Die gesamte Übertragung aller Verkehrssicherungspflichten für die Mietflächen ist in dem vorliegenden Mustervertrag jedoch nicht geregelt. Hierzu wäre eine detaillierte individualvertragliche Vereinbarung erforderlich (vgl. BGH NJW 1996, 2646)].
19.2. Der Mieter stellt den Vermieter frei von allen Ansprüchen Dritter, die aus einer Verletzung seiner Verkehrssicherungspflicht herrührt. 

§ 20 Personenmehrheit
Bei Personenmehrheit müssen sämtliche Erklärungen, deren Wirkung die Mieter berühren, von allen Mietern gemeinschaftlich abgegeben werden. Die Mieter bevollmächtigten sich gegenseitig zur Entgegennahme von Erklärungen des Vermieters. Diese Vollmacht gilt auch für die Entgegennahme von Kündigungen, jedoch nicht für Mietaufhebungsverträge. Diese Vollmacht ist erteilt unter der Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB. Sie ist unwiderruflich.

[Anmerkung: Die gegenseitige Bevollmächtigung der Mieter zur Abgabe und Entgegennahme von Erklärungen ist wirksam [BGH NZM 1998, 23]

§ 21 Kündigung

21.1. Das Mietverhältnis kann - soweit in § 3 Mietbeginn- und Mietdauer von beiden Parteien keine andere Regelung getroffen wurde, - nur aus wichtigem Grund gekündigt werden. Es gelten die gesetzlichen Bestimmungen.

21.2. Kommt der Mieter mit der Übernahme des Mietgegenstandes in Annahmeverzug und übernimmt er den Mietgegenstand auch trotz einer Nachfristsetzung von einer Woche nicht, ist der Vermieter berechtigt, den Mietvertrag aus wichtigem Grunde zu kündigen.
21.3. Kündigungen haben schriftlich zu erfolgen.
§ 22 Beendigung des Mietverhältnisses

22.1 Nach Beendigung des Mietverhältnisses ist der Mieter verpflichtet, den Mietgegenstand geräumt und besenrein an den Vermieter zu übergeben. Der Mieter hat Beschädigungen des Mietgegenstandes, die dieser oder dessen Erfüllungsgehilfen schuldhaft verursacht haben, zu beseitigen. Fällige und noch nicht durchgeführte Schönheitsreparaturen sind fachmännisch vom Mieter auszuführen.

22.2 Für den Fall, dass der Mieter seiner in Ziffer 14.3 übernommen Erhaltungslast während der Mietzeit nicht nachgekommen ist, hat der dies vor Beendigung des Mietverhältnisses nachzuholen. Der Mieter ist verpflichtet, mit sämtlichen Instandhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten sowie den fälligen Schönheitsreparaturen so rechtzeitig zu beginnen, dass die Arbeiten mit Ablauf der Vertragslaufzeit beendet sind. 

22.3 Bauliche Veränderungen sind zu beseitigen und der vertragliche Ursprungszustand bei Vertragsbeginn ist wieder herzustellen.
22.4 Will der Mieter Einrichtungen, mit denen er den Mietgegenstand versehen hat, bei Beendigung des Mietvertrages wegnehmen, hat er sie zunächst dem Vermieter zur Übernahme anzubieten. Wenn der Vermieter die Einrichtung übernehmen will, hat er dem Mieter die Herstellungskosten abzüglich eines angemessenen Betrages für die Abnutzung zu erstatten. Als angemessen ist eine Jahresabnutzung von 10 % des Rechnungswertes anzusehen. Macht der Vermieter von diesem Recht keinen Gebrauch und nimmt der Mieter die Einrichtungen weg, so ist der Mieter zur Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes verpflichtet. Der Vermieter kann die Wegnahme verlangen. Der Mieter haftet für alle Schäden, die im Zusammenhang mit den von ihm vorgenommenen Baumaßnahmen entstehen.
§ 23 Sonstiges

23.1 Es ist die ausschließlich Aufgabe des Mieters, auf seine Kosten und Gefahr einen Anschluss an öffentliche oder private Kommunikationseinrichtungen aller Art vorzunehmen und diese zu betreiben. Der Vermieter übernimmt keine Haftung weder für die Bereitstellung solcher Einrichtung noch für deren störungsfreien Betrieb. Insbesondere haftet der Vermieter nicht – gleich aus welchem Rechtsgrund – für Betriebsunterbrechung, Produktionsausfall, Verlust von Informationen und Daten, entgangenen Gewinn, sowie den Verlust von Zinsen. Diese Haftungsbeschränkungen gelten nicht, wenn der Vermieter etwaige Schäden vorsätzlich oder grob fahrlässig zu vertreten hat. 

23.2 Das Ausscheiden oder Hinzutreten von Gesellschaftern oder die Änderung der Rechtsform des Unternehmens des Mieters ist ohne vorherige Zustimmung des Vermieters untersagt, wenn Rechte des Vermieters beeinträchtigt sein, insbesondere wenn ein persönlich haftender Mieter als Schuldner wegfallen würde. Eine unberechtigte Gebrauchsüberlassung liegt vor, wenn der Mieter den Mietgegenstand an Dritte überlässt, die bisher nicht Vertragspartner waren.

Optional:

Ergänzend gelten die Bedingungen für die Nutzung der Stellplätze gemäß Anlage […], die der Mieter zu befolgen hat. Im Falle von Widersprüchen zwischen der Stellplatzverordnung und den Regelungen des Mietvertrages, geht der Mietvertrag vor. 

§ 24 Schriftform

Alle Vereinbarungen, die zwischen den Parteien getroffen worden sind, sind in diesem Vertrag enthalten. Nachträgliche Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform; dies gilt auch für die Änderung der Schriftformregelung selbst. 
Den Parteien sind die besonderen gesetzlichen Schriftformerfordernisse der §§ 550, 126 BGB bekannt. Sie verpflichten sich hiermit gegenseitig, auf jederzeitiges Verlangen einer Partei, alle Handlungen vorzunehmen und Erklärungen abzugeben, die erforderlich sind, um dem gesetzlichen Schriftformerfordernis Genüge zu tun und den Mietvertrag nicht unter Berufung auf die Nichteinhaltung der gesetzlichen Schriftform vorzeitig zu kündigen. Dies gilt nicht nur für den Abschluss des Ursprungs-/ Hauptvertrages, sondern auch für Nachtrags-/Änderungs- und Ergänzungsverträge.

§ 25 Anlagen

Die in diesem Vertrag aufgeführten Anlagen sind wesentliche Bestandteile dieses Mietvertrages. Sollten die einzelnen Anlagen sich widersprechende Bestimmungen enthalten, so ist die Anlage maßgeblich, die die kleinere Anlagennummer trägt. Mit der Unterzeichnung dieses Vertrages bestätigen die Parteien zugleich, die in diesem Vertrag aufgeführten Anlagen vollständig empfangen zu haben. Mietvertragsbestandteile (als Anlage beigefügt):

Anlage […]
Geschoss- und Lageplan

Anlage […]
Richtlinie zur Berechnung der Mietfläche für Büroraum (MF-G) erstellt 
von der Gesellschaft für Immobilienwirtschaftliche Forschung e.V. 
(„gif“)

Anlage […]
Bau- und Ausbaubeschreibung

Anlage […]
Betriebskostenverordnung

Anlage […]
Grundrissplan des Mietgrundstücks

Anlage […]
Hausordnung

Anlage […] 
Bedingung für die Nutzung von Stellplätzen

§ 26 Salvatorische Klausel

Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieses Vertrages aus irgendeinem Grund unwirksam sein oder werden bzw. sollten Regelungslücken in diesem Vertrag vorhanden sein, berührt das nicht die Gültigkeit des Mietvertrages im Übrigen. Die Parteien sind gehalten, in einem solchen Fall eine Vereinbarung zu treffen, die dem wirtschaftlichen Zweck der unwirksamen Bestimmung am nächsten kommt und wirksam vereinbart werden kann.

§ 27 Ausfertigungen
Dieser Vertrag wird in zwei Exemplaren ausgefertigt, von denen der Vermieter ein Exemplar und der Mieter ein Exemplar erhält. Die Vertragsausfertigungen sind sowohl in sich als auch mit den Anlagen 1 bis 3 fest gebunden.

Im Falle der Annahme des Angebots auf Abschluss dieses Mietvertrages unter Abwesenden gilt eine Annahmefrist von 7 Tagen.

[Anmerkung: Wenngleich der Bundesgerichtshof klargestellt hat, dass eine verspätete Annahme des Mietvertrages durch eine verzögerte Unterzeichnung die Schriftform nicht gefährdet (BGH NJW 2010, 1518), sollte bei dem Abschluss des Mietvertrages stets darauf geachtet werden, dass eine kurze Annahmefrist vereinbart wird.]
Ort, Datum .........................................
Ort, Datum .......................................

..........................................................
..................................................

- Vermieter -

- Mieter -
vertreten durch […]
vertreten durch […]

- 1 -


